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Der Bundestag möge beschließen: 

Strengere Richtlinien und Auflagen für den Bau und Betrieb von Hühnermastanlagen 

Begründung:

Der exzessive Bau von Hühnermastanlagen und Großschlachtereien widerspricht den Lebensinteressen der überwiegenden Zahl der Bürger, die sich eine Landwirtschaft wünschen, die mit der Umwelt und dem Wohlergehen der Nutztiere im Einklang steht. 

Die gesetzlichen Auflagen für Bau und Betrieb von Hühnermastanlagen müssen angepasst werden, um Anwohner und Betroffene wirkungsvoll vor den negativen Auswirkungen zu schützen. Im Einzelnen müssen folgende Auflagen überprüft und neu geregelt bzw. mit strengeren Ausführungsvorschriften versehen werden:

1. § 35 BauGB ´Bauen im Außenbereich´, das sog. privilegierte Bauen. 
Besonders die Vorschriften des § 35 Abs. 3, die Beeinträchtigung öffentlicher Belange, sind so zu fassen, dass die betroffenen Bürger in das Planungs- und Genehmigungsverfahren entscheidungsrelevant mit einzubeziehen sind. Partikularinteressen einzelner Landwirte dürfen bei Beeinträchtigung öffentlicher Belange nicht allein ausschlaggebend sein. Die Begünstigung landwirtschaftlicher Betriebe gegenüber den anderen Nutzungsarten sollte generell entfallen (§ 35 Abs.1 Nr.1 BauGB).
2. Generelle Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG (Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung) bei Tierhaltungsformen, die über hergebrachte Formen von Tierhaltung hinausgehen und als industrielle Tierhaltung bezeichnet werden können. Besonders zu prüfen sind dabei agrarindustrielle Produktionsmethoden, die wie bei den Hühnermastanlagen dazu da sind, eine industrielle Produktionskette (Hühnerkot, Maisfelder, Betrieb von Biogasanlagen, Fleischerzeugung und Export von minderwertigem Fleisch in Dritte-Welt-Länder) als Wirtschaftsgrundlage aufzubauen.

3. Neuregelung des Immissionsschutzes (BISchG, TA-Luft, Geruchsimmissons-Richtlinie (GIRL 2008), VDI-Richtlinie 3472 Hühner). Geruchsbelästigungen sollten vollkommen ausgeschlossen werden durch Einbau von Filteranlagen und geschlossenen Abluftsystemen. Verbot des großflächigen und permanenten Ausbringens von Hühnerkot auf Feldflächen.
4. Stärkere Berücksichtigung von Zersiedelungseffekten durch die Errichtung von Hühnermasthallen und Futtersilos und damit einhergehender negativer Veränderung des Landschaftsbildes. Konsequente Anwendung der Vorschriften des BNatSchG (Bundesnaturschutzgesetzes) sowie des Naturschutzrechts auf Länderebene. Hierzu sollten strengere Ausführungsrichtlinien erlassen werden, die das Allgemeinwohl und den Naturschutz klar einzelnen Partikularinteressen überordnen.   

